Deutsdier Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1347 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 1 1 1 der Gechäftsordnung (Fragestunde) für 
die 89. und 90. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, den 11. November 1959 
und Donnerstag, den 12. November 1959 

Am 11. November 1959 
Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


Abgeordneter Welcher Reditsstreit hat unvorhersehbaren 

Jahn (Marburg) und unabweisbaren Mehrbedarf in Höhe von 

166936,45 DM erforderlich gemacht (Druck- 
sache 1249 S. 14 — Einzelplan 08)? 

Um welche Fragen und mit welchem Ergeb- 
nis wurde der Rechtsstreit geführt? 

Wie setzen sich die Kosten im einzelnen 
zusammen? 

Warum muß das im Tank der Kraftfahr- 
zeuge enthaltene Benzin bei Deutschen, die 
aus dem Ausland einreisen, und insbesondere 
auch bei Deutschen, die durch die SBZ reisen, 
verzollt werden? 

Ist sich die Bundesregierung nicht darüber 
im klaren, daß dies zu unangebrachten und 
— wie etwa in dem im „Spiegel" vom 14. 
Oktober 1959 S. 32 geschilderten Fall — zu 
grotesken Ergebnissen führt? 

Abgeordneter Ist es richtig, daß die vom Zweizonen-Wirt- * 

Baur (Augsburg) schaftsrat in Frankfurt (Main) errichtete Or- 
ganisation StEG noch besteht? 

Wie groß ist der Personalbestand? Wie 
hoch sind die Warenbestände und welcher 
Art sind sie? 

Wie hoch ist die Rentabilität der noch be- 
stehenden Organisation StEG, und wie lange 
wird es noch dauern, bis die restliche Liqui- 
dierung der Organisation StEG erfolgt sein 
wird ? 

Trifft die Meldung in Nr. 42 dej „Deutschen 
Bauernzeitung" vom 15. Oktober 1959 zu, 
daß die Bundesregierung die Einfuhr von 
sogenannten Kräuterweinen oder Medizinal- 
weinen minderwertigster Art zuläßt, die mit 
Kartoffelsprit auf 24 ‘^/q Alkohol aufgespritet 
sind und den Importeuren Gewinne bis zu 
2 DM pro Liter gestatten ? 


Druck; Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 


A.bgeordneter 

Schultz 


Abgeordneter 

Dr. Bücher 
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Abgeordneter 

Mischnick 


Abgeordneter 

Benda 


Wenn ja, welche Maßnahmen hat die Bundes- 
regierung ergriffen, um die Umgehung der 
Zollvorschriften und des Branntweinmonopol- 
gesetzes zu verhindern? 

Ist der Herr Bundesfinanzminister bereit, für 
eine großzügige Auslegung der Vorschriften 
über die Bewertungsfreiheit von Anlagen 
zur Verhinderung, Beseitigung oder Verrin- 
gerung der Verunreinigung der Luft und der 
Verschmutzung der Bäche und Flüsse zu 
sorgen? 

Teilt der Herr Bundesfinanzminister die Auf- 
fassung des Landesfinanzamtes Berlin, daß 
von den besonderen Abschreibungsmöglich- 
keiten des § 14 des Gesetzes zur Förderung 
der Wirtschaft von Berlin (West) in der 
Fassung des Fünften Änderungsgesetzes vom 
25. März 1959 (BGBL I S. 160) nur die Ge- 
werbetreibenden, nicht jedoch die Angehörigen 
der freien Berufe und der Land- und Forst- 
wirtschaft in Berlin Gebrauch machen können? 

Falls ja, gelten die gleichen Beweggründe, 
die zur Neufassung des § 14 geführt haben, 
nicht auch für die Angehörigen der freien 
Berufe und der Land- und Forstwirtschaft in 
Berlin ? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Abgeordneter 

Rasner 


Abgeordneter 

Gewandt 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 
der Wirtschaftsraum von Flensburg bis Husum 
infolge der Grenzziehung von 1920, infolge 
der Verkehrsferne von den Ballungszentren 
der deutschen Wirtschaft und infolge der seit 
1945 veränderten handelspolitischen Gegeben- 
heiten im Ostseeraum in einer besonders 
schwierigen Situation befindet, die mannig- 
faltige Nachteile für die dortige Bevölkerung 
mit sich bringt, und hält es die Bundes- 
regierung vor diesem Hintergrund wirklich 
für gerechtfertigt, ohne Rücksicht auch auf die 
Einkäufe dänischer Kunden südlich der Grenze, 
die Mitnahme von Butter aus Dänemark auch 
für die bisher auf diesem Gebiet endlich ein- 
mal bevorteiligte Bevölkerung des Landesteils 
Schleswig, also im Kleinen Grenzverkehr, auf 
die Bagatellmenge von 250 g zu begrenzen? 

Aus welchem Grunde hat die Bundesregierung 
die Rindfleischeinfuhr aus Dänemark ge- 
drosselt? 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
diese Maßnahme erhebliche Verteuerungen der 
Fleischpreise eintraten? 
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Abgeordneter 

Jahn (Marburg) 


Abgeordneter 

Memmel 


Welche Rechtsstreitigkeiten haben einen Mehr- 
bedarf von 34 266,88 DM erforderlich gemacht 
(Drucksache 1249 S. 17 — Einzelplan 10)? 

Um welche Fragen und mit welchem Ergeb- 
nis wurde der Rechtsstreit geführt? 

Wie setzen sich die Kosten im einzelnen 
zusammen? 

Ich frage die Bundsregierung, welche Mittel 
— aufgegliedert nach verlorenen Zuschüssen 
und zinsverbilligten Darlehen — bisher den 
bayerischen Winzergenossenschaften seitens 
des Bundes zugeflossen sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesarbeitsminister bekannt, 

Meyer daß rund 20000 Rentner, die unter die deutsch- 

( Wanne-Eickel) österreichisdien Sozialabkommen fallen, durch 

das Währungsgefälle Schilling/Deutsche Mark 
sehr niedrige Renten erhalten? 

Kann gesagt werden, wann die neuen, seit 
längerer Zeit angekündigten Verhandlungen 
über eine Neufassung und Verbesserung dieser 
Abkommen zum Abschluß gebracht werden? 


Abgeordneter 

Matthes 


Ist dem Herrn Bundesarbeitsminister bekannt, 
daß die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung plant, im Wege 
derNeuabgrenzung der Arbeitsamtsbezirke das 
Arbeitsamt Bassum aufzuteilen und Teile 
dieses Arbeitsamtes einem neu zu errichten- 
den Landesarbeitsamt in Bremen anzugliedern, 
und billigt der Herr Bundesarbeitsminister die 
bei einer evtl, geplanten Neuabgrenzung der 
Arbeitsamtsbezirke vorgesehene Einbeziehung 
rein ländlicher Arbeits- und Wirtschaftsbezirke 
in Großstadtbezirke? 


Abgeordneter Wie viele Beamte, Angestellte und Arbeiter sind 

Dr. Kohut bei der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 

und Arbeitslosenversicherung beschäftigt? 

Wie hoch sind die Personalkosten einschließ- 
lich der Kosten für Pensionsansprüche etc. für 
die Bediensteten der Bundesanstalt? 

Wie viele Arbeitslose sind zur Zeit bei der 
Bundesanstalt bzw. ihren nachgeordneten 
Dienststellen registriert? 

Wie groß ist der derzeitige Kostenaufwand für 
die Zahlung von Arbeitslosengeld und Arbeits- 
losenhilfe für diesen Personenkreis? 


Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundes- 

Bauer (Würzburg) regierung, um den immer mehr um sich 


3 



Drudisadie 1347 


Deutsdier Bundestag — 3. Wahlperiode 


Geschäftsbereich 


Abgeordneter 

Lohmar 


Abgeordneter 

Schultz 


Abgeordneter 

Bauer (Würzburg) 


Abgeordneter 

Wittrodt 


greifenden und sogar auf Lehrlinge sidiBer- 
stredcendem unstatthaften Abwerbemethoden 
auf dem Arbeitsmarkt zu begegnen? 

Hält sie die internen kartellähnlichen, Ab- 
sprachen gewisser Arbeitgeberverbände zur 
Steuerung dieser Mißstände für rechtens, und 
wie gedenkt sie ggf. einer Verletzung des 
Grundrechts der freien Arheitsplatzwahl nach 
Artikel 12 Abs. 1 GG entgegenzutreten? 


des Bundesministers für Verteidigung 


Hält die Bundesregierung es für zweckmäßig, 
daß Generalleutnant Kammhuber und Vize- 
admiral Rüge angesiciits des Inhalts mancher 
Beiträge in der Zeitschrift „Wehrkunde" (z.B. 
des Aufsatzes von Ritter von Schramm zum 
Thema „Bundeswehr und Tradition", Oktober 
1959) weiterhin zum Herausgeberkreis dieser 
Zeitschrift gehören? 


Ist dem Herrn Bundesverteidigungsminister 
bekannt, daß der Antrag auf Entschädigung 
nach dem Unterhaltssicherungsgesetz für eine 
abgeleistete Wehrübung eines freiberuflich 
tätigen, wehrfreudigen Reservisten sämtlicher 
Landesinstanzen durchläuft, um schließlich 
nach einem halben Jahr an den Herrn Bun- 
desinnenminister abgegeben zu werden, damit 
er die „rechtliche Besonderheit" prüfe? 

Sieht der Herr Bundesverteidigungsminister 
eine Möglichkeit, außerhalb seines Hauses 
auf eine beschleunigte Verabschiedung solcher 
Anträge hinzuwirken, damit eine allzugroße 
Diskrepanz zwischen seiner Zusage vor der 
Wehrübung und Leistung nach derselben ver- 
mieden wird? 


Ist es üblich, daß Sanitätsoffiziere der Bun- 
deswehr in Normalzeiten mit Dienstwaffen 
ausgestattet werden und daß sie diese auch 
außerhalb des Dienstbereichs bei sich führen 
können? Wodurch ist diese Praxis ggf. ver- 
anlaßt? 

Erfolgt eine Unterweisung hinsichtlich der 
Voraussetzung des Waffengebrauchs? 


Wann wird die Bundesregierung die nach 
§ 5 Abs. 5 des Arbeitsplatzschutzgesetzes vom 
30. März 1957 (BGBl. I S. 293) vorgesehene 
Rechtsverordnung erlassen, weldie die Er- 
stattung von Beiträgen zur zusätzlichen Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung der zum Wehr- 
dienst einberufenen Arbeitnehmer des öffent- 
lichen Dienstes regelt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen 


Abgeordneter Billigt der Herr Bundespostminister die kürz- 

Benda licii mitgeteilte Absicht der Landespostdirek- 

tion Berlin, in ihrem Bereich keine sog. ge- 
heimen Telefonnummern mehr zuzulassen, 
die bisher in das amtliche Telefonbuch niciit 
aufgenommen wurden? 

Falls ja; weshalb ersdieint es zumutbar, bloße 
Zweckmäßigkeitserwägungen höher einzu- 
schätzen als das in vielen Fällen berechtigte 
Interesse eines Fernsprechteilnehmers, vor 
unerwünschten Anrufen geschützt zu werden? 

Ist vor Einführung der auch für den Bereich 
der Landespostdirektion Berlin geplanten 
Maßnahme hinreichend geprüft worden, ob 
nicht bei einigen Fernsprechteilnehmern eine 
besondere politische Gefährdung für ihren 
Wunsch maßgebend war, daß ihre Telefon- 
nummer nicht allgemein bekanntgemacht wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes 


Abgeordneter Hält es der Herr Bundesminister für wirt- 

Wehr schaftlichen Besitz des Bundes für sozial ge- 

reditfertigt, daß die Mieter der Einfamilien- 
häuser der bundeseigenen „WIFO" (Wirt- 
schaftliche Forschungsgesellschaft mbH, 
München) in Bremen-Nord ab 1. Januar 1959 
eine Mieterhöhung von 78,5 v. H. hinnehmen 
müssen, so daß die bisherige Monatsmiete 
von 68 DM auf 121,44 DM erhöht worden ist? 

Ist dem Herrn Bundesminister bekannt, daß 
diese Mieter wegen der Wohnungsnot Unter- 
mieter aufnehmen mußten, die für diese Ein- 
liegerwohnungen eine Miete von 27,05 DM zu- 
gebilligt bekamen, und nun It. Gerichtsbe- 
schluß keine anteilmäßige Umlage der Miet- 
preiserhöhungen vornehmen dürfen, obwohl 
die bundeseigene WIFÖ für diese Woh- 
nungen, die sie selbst vermietet, 40 bis 43 DM 
monatlich einzieht? 

Was gedenkt der Herr Bundesminister zu 
tun, um in diesem Falle eine erträgliche und 
gerechte Lösung zu erreichen? 
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Am 12. November 1959 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Abgeprdneter 

Wittr'bck 


Abgeordneter 

Schmitt 

(Vockenhausen) 


Abgeordneter 

Schmitt 

(Vockenhausen) 


Abgeordneter 

Koch 


Abgeordneter 

Wittrock 


Abgeordneter 

Mischnick 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 
Niedrigwasser des Rheins, insbesondere bei 
Bingen und bei Kaub, gefährliche Strom- 
schnellen und Felsbarrieren die Schiffahrt 
wesentlich behindern? 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
einleiten, um diese Gefährdung der Rhein- 
schiffahrt zu beseitigen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung dahingehend zu 
ändern, daß die 1956 neu eingeführten Be- 
hörden-Kennzeichen für Kraftfahrzeuge (z. B. 
„BD") wieder abgeschafft werden? 

Was unternimmt die Bundesregierung bzw. 
das Kraftfahrt-Bundesamt, um bei der Zu- 
lassung von Fahrzeugtypen, insbesondere von 
Zweirädern, die Lärmbelästigung soweit ir- 
gend vertretbar zu mindern? 

Was gedenkt der Herr Bundesverkehrs- 
minister zu tun, um die vielerorts fast un- 
erträglich gewordene Belästigung durch den 
Verkehrslärm — ■ hauptsächlich verursacht 
durch Krafträder, Mopeds und Lastkraftwagen 
— auf ein erträgliches Maß herabzumindern? 


Hält die Bundesregierung es nach einem in 
Wiesbaden erfolgreich durchgeführten Ver- 
such, auf künstlichem Wege Regenfälle zu 
bewirken, für angebracht und nach sonstigen 
Erfahrungen für wirtschaftlich vertretbar, 
diese Möglichkeit einer künstlichen Bewässe- 
rung für Notstandsfälle zu fördern? 

Wird die Bundesregierung gegebenenfalls die 
hierfür notwendigen organisatorischen und 
technischen Voraussetzungen schaffen? 

Wann ist mit dem Bau einer Autobahnver- 
bindung zwischen Bad Hersfeld einerseits 
und Würzburg andererseits zur Entlastung 
der Autobahn Kassel-Frankfurt-München zu 
rechnen ? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

Abgeordneter Welche Beweggründe hatte die Deutsche Bot- 

Memmel Schaft in London dafür, gerade im Falle 

Podola tätig zu werden und damit einseitig 
in das audi in England umstrittene Problem 
„Todesstrafe" einzugreifen? 
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Abgeordnete 

Frau Dr. Hubert 


Abgeordnete 

Frau Herklotz 


Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


Wie weit sind die vorbereitenden Arbeiten 
für die Ratifizierung des am 15. Dezember 1958 
von der Bundesregierung Unterzeichneten 
europäischen Abkommens über den Austausch 
von therapeutischen Substanzen menschlichen 
Ursprungs fortgeschritten? 

Wann wird mit einer entsprechenden Vorlage 
im Bundestag gerechnet? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß entlang 
der deutsch-französischen Grenze in der Pfalz 
pfälzische Familien sogenannten grenznahen 
Grundbesitz in Frankreich hatten, der ihnen 
nach dem Kriege durch ein französisches 
Gesetz genommen wurde? 

Ist der Bundesregierung weiterhin bekannt, 
daß von der französischen Regierung große 
Flächen dieses Grundbesitzes an französiche 
Staatsbürger verkauft wurden? 

Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um wenigstens einen Teil 
dieses Grundbesitzes den rechtmäßigen deut- 
schen Eigentümern wieder zuzuführen? 

Wie und wann sollen die früheren deutschen 
Eigentümer, die ihren Besitz nicht zurücker- 
halten können, entschädigt werden? 

Welche Gründe halten die Bundesregierung 
davon ab, den Beobachter-Status in der Bel- 
grader Donau-Konvention durch regulären 
Beitritt in eine ordentliche Mitgliedschaft 
innerhalb dieses Gremiums umzuwandeln, und 
ist sie bereit, ihren bisherigen Standpunkt zu 
revidieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtsdiaft 


Abgeordneter 

Schmitt 

(Vockenhausen) 


Abgeordneter 

Ritzel 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
im Falle einer Gesetzesänderung, die sie als 
berechtigt anerkennt, vom Bundeswirtschafts- 
ministerium mit Verbänden entsprechende 
Gespräche geführt werden, die ihren Nieder- 
schlag dann in einem Rundbrief eines Ver- 
bandes an alle Abgeordneten finden, in dem 
die Bitte ausgesprochen wird, den übersandten 
Gesetzentwurf als Initiativantrag einzubrin- 
gen? 

Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 
daß sie selbst verpfliditet ist, entsprechende 
gesetzliche Vorlagen einzubringen, wenn sie 
gesetzliche Änderungen für sachlich geboten 
hält? 

Betrachtet die Bundesregierung das Verlangen 
des Verbandes Deutscher Elektrotechniker als 
berechtigt, wonach ab 1. November 1959 
deutsche Firmen künftighin Doppelstecker mit 
dem Gütezeichen des VDE nicht hersteilen 
sollen? 
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Abgeordneter 

Simpfendörfer 


Geschäftsbereich 


Abgeordneter 

Dr. Brecht 


Abgeordneter 

Dr. Brecht 


Ist die Bundesregierung der Auffassung daß 
diese „Vorschrift" des VDE gesetzlich ver- 
pflichtende Kraft besitzt und sich mit dem 
Grundgesetz in Einklang befindet? 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
ergreifen, um den berechtigten Interessen der 
breiten Masse der Verbraucher gerecht zu 
werden, die sich von dieser „Vorschrift" eines 
privatrechtlichenVerbandes überfahren fühlen? 

Welche Stellung nimmt die Bundesregierung 
zu der Behauptung des VDE in bezug auf 
zahlreiche Unglücksfälle, die auf die Benutzung 
von Doppelsteckern zurückzuführen sein 
sollen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein 
Beamtenverein in einem umfangreichen Kata- 
log verbilligte Einkaufsmöglichkeit, u. a. Uhren 
bis zu 45 V. H. und Photoartikel bis zu 
15 V. H. unter Ladenpreisen, anbietet? 

Weiß die Bundesregierung, daß als Bezugs- 
quelle auf einen Angehörigen der Zollfahn- 
dungsstelle Stuttgart und des Zollamtes Waib- 
lingen hingewiesen wird? 

Wie' stellt sich die Bundesregierung mit ihrem 
mittelstandserhaltenden Programm zu einem 
solchen mittelstands- und steuerschädigenden 
Verhalten einer Bundesbehörde, und was 
gedenkt sie dagegen zu tun ? 


des Bundesministers für Wohnungsbau 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um in den beiden Aktionen „Besser und 
schöner wohnen" und „Junge Familien" ent- 
gegen einer in der Öffentlichkeit erhobenen 
Kritik zu erreichen, daß „nicht nur eine kleine, 
wirtschaftlich gutgestellte Bevölkerungsgruppe 
im Rahmen cheser Aktionen zu einem Eigen- 
heim gelangt", sondern daß dies auch dann 
erreicht werden kann, wenn man „nur über 
normale Einkommensverhältnisse" verfügt? 

Ist die Bundesregierung bereit, zu diesem 
Zweck die unterschiedlichen Bedingungen der 
beiden Aktionen zu vereinheitlichen und die 
Dauer der Zinsverbilligung zu verlängern? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Auf- 
splitterung der öffentlichen Mittel für die 
Förderung des Wohnungsbaues in zahlreiche 
Einzel- und Teilmaßnahmen (sogenannte 
Töpfchenwirtschaft) künftig noch weiter fort- 
zusetzen und dadurch zu steigern, daß auch 
noch für die Gewährung von Zinszuschüssen 
mehrere und voneinander abweichende „Richt- 
linien" erlassen werden? 
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Könnten nicht alle schon bisher erlassenen 
und weiterhin geplanten Teilmaßnahmen in 
einer einzigen Richtlinie über die Gewährung 
von Zinszuschüssen zusammengefaßt werden, 
um die Auswüchse zu vermeiden, die seit 
langem — aber erfolglos — bei der Hergabe 
von Darlehen für den Wohnungsbau bean- 
standet werden? 

Abgeordneter Ist dem Herrn Bundeswohnungsbauminister 

Höhmann bekannt, mit welchen Methoden der Stadt 

Waldkappel im Kreise Eschwege am 15. März 
1944 ein als Schulbauplatz deklariertes, ca. 
10000 qm großes Baugrundstück zugunsten 
der Siedlungsgesellschaft der sogenannten 
Deutschen Arbeitsfront „Neue Heimat" ab- 
gepreßt wurde ? 

Welche Wege sieht die Bundesregierung, 
dieses Unrecht wiedergutzumachen ? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Abgeordneter 

Lohmar 


Abgeordneter 

Dr. Arndt 


Abgeordneter 

Felder 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu der 
Tatsache, daß der leitende Beamte im Bundes- 
innenministerium Dr. R, W. Füsslein, jetzt 
im Verlag Lutzeyer, einen von ihm verfaßten 
und als Volks- und Schulausgabe deklarierten 
Kommentar zum Grundgesetz der Bundes- 
republik Deutschland erscheinen ließ, in dem 
eingangs alle drei Strophen des Deutschland- 
liedes unter der irreführenden Bezeichnung 
„Nationalhymne" abgedruckt worden sind? 

Hält die Bundesregierung es für vereinbar 
mit dem Grundgesetz, dem Bundesgesetz 
über das Bundesverfassungsgericht und dem 
Rang des Bundesverfassungsgerichts als Ver- 
fassungsorgan, daß sie durch ihren Erlaß 
vom 28. August 1959 über die Beflaggung 
der Dienstgebäude des Bundes (BAnz. Nr. 166 
vom 1. September 1959 und GMBl. 1959 
S. 363) den — ihrer Dienstaufsicht nicht 
unterstehenden — Präsidenten des Bundes- 
verfassungsgerichts mit der Verwaltungs- 
aufgabe beauftragt, im Lande Baden-Württem- 
berg und in der Stadt Karlsruhe die Be- 
flaggung der Dienstgebäude des Bundes an- 
zuordnen, und daß sie dem Präsidenten des 
Bundesverfassungsgerichts die Anordnung 
erteilt, wann das Bundesverfassungsgericht 
im allgemeinen und wann es auf Weisung 
des Bundesinnenministers zu flaggen hat? 


Ist dem Herrn Bundesinnenminister bekannt, 
daß die der Stadt Zirndorf für das dortige Aus- 
länderlager des Bundes zugesagte Begrenzung 
der Aufnahmekapazität auf 500 bis höchstens 
700 Personen auch nach der Fertigstellung 
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der vom Bund beschlossenen Erweiterungs- 
bauten unmöglich garantiert werden kanrr, 
wenn die Asylverordnung vom 6. Januar 1953 
unverändert bleibt? 

Ist der Herr Bundesinnenminister bereit, rasch- 
möglichst eine Konferenz aller Beteiligten 
(Bund, Land Bayern, Landratsamt Fürth und 
Stadt Zirndorf) einzuberufen, um endlich eine 
Klärung der immer noch in scharfem Wider- 
streit befindlichen Zuständigkeitsfragen hin- 
sichtlich der Kosten, der Verbesserung des 
Sicherheitszustandes und der Begriffsausle- 
gung „Lagerbezirk" zu erreichen? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 


Abgeordneter Was hält die Bundesregierung von dem 

Jahn (Marburg) Bürgerkrieg ausländischer Terrororganisa- 

tionen auf dem Gebiet der Bundesrepublik? 


Bonn, den 5. November 1959 
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